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ENTWURF 
 

Gesellschaftsvertrag der HYMA Erfurt 
Neufassung vom  

 
 

I. Allgemeine Bestimmungen 
 

§ 1 Firma 
 

Die Gesellschaft ist eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung unter der Firma  
 

HYMA – Die Hydrauliker GmbH 
 

§ 2 Sitz 
 

Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Erfurt. 
 

§ 3 Gegenstand 
 
1. Gegenstand des Unternehmens sind die Herstellung von Hydraulikaggregaten und -

systemen, Verkauf von Hydraulikkomponenten inkl. Zubehör und Service 
 
2. Die Gesellschaft ist berechtigt, Zweigniederlassungen zu errichten, sich an anderen 

Unternehmen mit ähnlichem oder anderem Geschäftsgegenstand zu beteiligen, ent-
sprechende Beteiligungen zu erwerben, zu halten, zu verwalten und zu veräußern so-
wie alle Maßnahmen zu veranlassen, die unmittelbar oder mittelbar geeignet sind, den 
Geschäftsgegenstand des Unternehmens zu fördern. 

 
§ 4 Bekanntmachungen 

 
Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen nur im elektronischen Bundesanzei-
ger für die Bundesrepublik Deutschland. 

 
II. Stammkapital 

 
§ 5 Stammkapital, Geschäftsanteile 

 
Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 204.520 EURO (in Worten: Zweihundert-
viertausendfünfhundertzwanzig Euro). 
 
Am Stammkapital sind beteiligt: 
 
1. Annegret Wolters mit einem Geschäftsanteil in Höhe von 153.388,00 Euro (in Wor-

ten: einhundertdreiundfünfzigtausenddreihundertachtundachtzig Euro) 
2. Landeshauptstadt Erfurt mit einem Geschäftsanteil in Höhe von 40.904,00 Euro (in 

Worten: vierzigtausendneunhundertundvier Euro) 
3. Michael Riesner mit einem Geschäftsanteil in Höhe von 3.580,00 Euro (in Worten: 

dreitausendfünfhundertachtzig Euro) 
4. Holger Degenhardt mit einem Geschäftsanteil in Höhe von 2.557,00 Euro (in Wor-

ten: zweitausendfünfhundertsiebenundfünfzig Euro) 
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5. Annegret Wolters mit einem Geschäftsanteil in Höhe von 2.557,00 Euro (in Worten: 
zweitausendfünfhundertsiebenundfünfzig Euro) 

6. Andreas Vedder mit einem Geschäftsanteil mit einem Geschäftsanteil in Höhe von 
1.534,00 Euro (in Worten: eintausendfünfhundertvierunddreißig Euro). 

 
 

III. Geschäftsführer, Geschäftsführung und Vertretung 
 

§ 6 Geschäftsführer 
 

1. Die Gesellschaft hat einen oder mehrere Geschäftsführer. 
 

2. Die Geschäftsführer werden durch Gesellschafterbeschluss bestellt und abberufen. 
 

3. Die Zuständigkeit für Abschluss, Änderung oder Beendigung von Dienstverträgen mit 
Geschäftsführern liegt bei der Gesellschaft vertreten durch die Gesellschafterversamm-
lung.  

 
§ 7 Geschäftsführung 

 
1. Die Geschäftsführer sind verpflichtet, die Geschäfte der Gesellschaft in Übereinstim-

mung mit dem Gesetz, diesem Gesellschaftsvertrag in seiner jeweils gültigen Fassung 
sowie den Beschlüssen der Gesellschafter zu führen. 

 
2. Die Gesellschafterversammlung kann jederzeit einen Katalog von Geschäften be-

schließen, die nur mit vorheriger Zustimmung der Gesellschafterversammlung oder – 
soweit ein solcher bestellt ist – eines Beirats vorgenommen werden dürfen.  

 
§ 8 Vertretung 

 
1. Die Gesellschaft wird durch einen Geschäftsführer einzeln vertreten, wenn er alleiniger 

Geschäftsführer ist oder wenn die Gesellschafter ihn zur Einzelvertretung ermächtigt 
haben. Sonst wird die Gesellschaft gemeinschaftlich durch zwei Geschäftsführer oder 
gemeinschaftlich durch einen Geschäftsführer und einen Prokuristen vertreten. 

 
2. Die Gesellschafter können einen Geschäftsführer durch Gesellschafterbeschluss von 

den Beschränkungen des § 181 BGB befreien.  
 

IV. Gesellschafterversammlungen und Gesellschafterbeschlüsse 
 

§ 9 Gesellschafterversammlungen 
 
1. Gesellschafterversammlungen werden durch die Geschäftsführer einberufen. Jeder 

Geschäftsführer ist allein einberufungsberechtigt. 
 

2. Gesellschafter, deren Geschäftsanteile zusammen mindestens dem zehnten Teil des 
Stammkapitals entsprechen, sind berechtigt, unter Angabe des Zwecks und der Grün-
de die Einberufung der Versammlung zu verlangen. In gleicher Weise haben die Ge-
sellschafter das Recht zu verlangen, dass Gegenstände zur Beschlussfassung der 
Versammlung auf die Tagesordnung gesetzt werden. Wird dem Verlangen nicht binnen 
8 Tagen entsprochen, so können diese Gesellschafter unter Mitteilung des Sachver-
halts die Einberufung oder die Änderung der Tagesordnung selbst vornehmen. 
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3. Die Einberufung erfolgt durch eingeschriebenen Brief an jeden Gesellschafter unter 
Angabe von Ort, Tag, Zeit und Tagesordnung mit einer Frist von mindestens drei Wo-
chen bei ordentlichen Gesellschafterversammlungen und von mindestens zwei Wo-
chen bei außerordentlichen Gesellschafterversammlungen; bei Eilbedürftigkeit kann 
die Einberufung mit angemessen kürzerer Frist erfolgen. Der Lauf der Frist beginnt mit 
dem der Aufgabe zur Post folgenden Tag. Der Tag der Versammlung wird bei Berech-
nung der Frist nicht mitgezählt. Das Einladungsschreiben muss Angaben über die Ge-
genstände enthalten, über die in der Gesellschafterversammlung im Einzelnen be-
schlossen werden soll. Ergänzende Anträge müssen mindestens eine Woche vor der 
Versammlung allen Gesellschaftern zugegangen sein. Abstimmungen über Gegen-
stände, die nicht angekündigt sind, haben nur Gültigkeit, wenn alle Gesellschafter an-
wesend oder vertreten sind und der Beschlussfassung zugestimmt haben. 

 

4. Eine Gesellschafterversammlung ist nur beschlussfähig, wenn mindestens 50% des 
Stammkapitals vertreten sind. Sind weniger als 50% des Stammkapitals vertreten, ist 
unter Beachtung von Abs. 2 unverzüglich eine neue Gesellschafterversammlung mit 
gleicher Tagesordnung einzuberufen. Diese ist ohne Rücksicht auf das vertretene 
Stammkapital beschlussfähig, falls hierauf in der Einberufung hingewiesen wird. 

 
5. Gesellschafterversammlungen finden am Geschäftssitz der Gesellschaft oder in geeig-

neten Räumlichkeiten in Erfurt statt. Die Versammlung wählt mit Mehrheit der abgege-
benen Stimmen einen Vorsitzenden. Dieser leitet die Versammlung. 
 

6. Sind sämtliche Gesellschafter anwesend oder vertreten und mit der Beschlussfassung 
einverstanden, so können Beschlüsse auch dann gefasst werden, wenn die für die 
Einberufung und Ankündigung geltenden gesetzlichen oder gesellschaftsvertraglichen 
Vorschriften nicht eingehalten worden sind. 

 
7. Soweit über die Verhandlungen der Gesellschafterversammlung nicht eine notarielle 

Niederschrift aufgenommen wird, ist über den Verlauf der Versammlung eine Nieder-
schrift anzufertigen, in welcher Ort und Tag der Sitzung, die Teilnehmer, die Gegen-
stände der Tagesordnung, der wesentliche Inhalt der Verhandlungen und die Be-
schlüsse der Gesellschafter anzugeben sind. Die Niederschrift ist vom Vorsitzenden zu 
unterzeichnen. Jedem Gesellschafter ist eine Abschrift der Niederschrift zu übersen-
den.  

 
§ 10 Gesellschafterbeschlüsse 

 
1. Die Beschlüsse der Gesellschafter werden in Versammlungen gefasst. Soweit nicht 

zwingendes Recht entgegensteht, können sie auch außerhalb von Versammlungen ge-
fasst werden, wenn (i) sich jeder Gesellschafter in Schriftform (§ 126 BGB), in elektro-
nischer Form (§ 126 a BGB) oder in Textform (§ 126 b BGB) mit der zu treffenden Be-
stimmung einverstanden erklärt hat, oder (ii) jeder Gesellschafter sich in der genannten 
Form oder formlos mit der Beschlussfassung außerhalb einer Versammlung mit der 
Maßgabe einverstanden erklärt hat, dass die Stimmabgabe in Schriftform, in elektroni-
scher Form oder in Textform zu erfolgen hat. 

 
2. Soweit über Gesellschafterbeschlüsse nicht eine notarielle Niederschrift aufgenommen 

wird, ist über jeden außerhalb von Gesellschafterversammlungen gefassten Beschluss 
(zu Beweiszwecken, nicht als Wirksamkeitsvoraussetzung) unverzüglich eine Nieder-
schrift anzufertigen, welche den Tag und die Form der Beschlussfassung, den Inhalt 
des Beschlusses und die Stimmabgaben anzugeben hat. Die Niederschrift ist jedem 
Gesellschafter abschriftlich unverzüglich zuzusenden. 
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3. Gesellschafterbeschlüsse werden mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst, 

soweit nicht Gesetz oder Gesellschaftsvertrag eine größere Mehrheit vorsehen. Jeder 
Euro eines Geschäftsanteiles gewährt eine Stimme. Stimmenthaltungen zählen als 
Nein-Stimmen. 

 
§ 11 Beirat 

 
Die Gesellschafterversammlung kann einen Beirat von bis zu drei Personen sowie 
dessen Aufgaben und Befugnisse bestimmen. 

 
V. Geschäftsjahr, Jahresabschluss, Lagebericht, Ergebnisverwendung 

 
§ 12 Geschäftsjahr 

 
Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 

§ 13 Jahresabschluss, Lagebericht, Ergebnisverwendung 
 
1. Die Geschäftsführer haben den Jahresabschluss (Bilanz nebst Gewinn- und Verlust-

rechnung samt Anhang) und – falls ihnen dies durch Gesellschafterbeschluss aufge-
geben wird – den Lagebericht innerhalb der gesetzlichen Fristen von 3 Monaten, bei 
Erfüllung der größenabhängigen Erleichterungen des § 264 HGB und soweit dies ei-
nem ordnungsgemäßen Geschäftsgang entspricht, innerhalb von 6 Monaten seit dem 
Schluss des Geschäftsjahres aufzustellen und den Gesellschaftern mit ihrem Ergeb-
nisverwendungsvorschlag vorzulegen. 

 
2. Die Gesellschafter haben innerhalb der gesetzlichen Fristen über die Feststellung des 

Jahresabschlusses und über die Verwendung des Ergebnisses zu beschließen. 
 
3. Beschlüsse, Beträge in die Gewinnrücklagen einzustellen oder als Gewinn vorzutra-

gen, bedürfen einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen. 
 

VI. Vorkaufsrechte und Einziehung von Geschäftsanteilen 
 

§ 14 Vorkaufsrecht 
 
1. Für den Fall des Verkaufs eines Geschäftsanteiles oder eines Teiles eines Geschäfts-

anteiles durch einen Gesellschafter sind die übrigen Gesellschafter zum Vorkauf be-
rechtigt.  

 
2. Das Vorkaufsrecht steht den Vorkaufsberechtigten in dem Verhältnis zu, in welchem 

die Nennbeträge der von ihnen gehaltenen Geschäftsanteile zueinander stehen. So-
weit ein Vorkaufsberechtigter von seinem Vorkaufsrecht nicht oder nicht fristgerecht 
Gebrauch macht, wächst dieses den übrigen Vorkaufsberechtigten in dem Verhältnis 
zu, in welchem die Nennbeträge der von ihnen gehaltenen Geschäftsanteile zueinan-
der stehen.  

 
3. Der Verkäufer hat den Inhalt des mit dem Käufer geschlossenen Vertrages unverzüg-

lich sämtlichen Vorkaufsberechtigten schriftlich mitzuteilen. Das Vorkaufsrecht kann 
nur bis zum Ablauf von einem Monat seit Empfang dieser Mitteilung und nur durch 
schriftliche Erklärung gegenüber dem Verkäufer ausgeübt werden. 
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§ 15 Einziehung (Amortisation) 

 
1. Die Einziehung (Amortisation) von Geschäftsanteilen ist zulässig. 
 
2. Die Einziehung des Geschäftsanteiles eines Gesellschafters ohne dessen Zustimmung 

ist zulässig, wenn 
 
a. der Geschäftsanteil von einem Gläubiger des Gesellschafters gepfändet oder 

sonst wie in diesen vollstreckt wird und die Vollstreckungsmaßnahme nicht in-
nerhalb von zwei Monaten, spätestens bis zur Verwertung des Geschäftsan-
teils, aufgehoben wird; 
 

b. über das Vermögen des Gesellschafters das Insolvenzverfahren eröffnet oder 
die Eröffnung eines solchen Verfahrens mangels Masse abgelehnt wird oder 
der Gesellschafter die Richtigkeit seines Vermögensverzeichnisses an Eides 
Statt zu versichern hat; 

 
c. in der Person des Gesellschafters ein seine Ausschließung rechtfertigender 

Grund vorliegt; oder 
 
d. der Gesellschafter Auflösungsklage erhebt oder seinen Austritt aus der Gesell-

schaft erklärt. 
 
3. Steht ein Geschäftsanteil mehreren Mitberechtigten ungeteilt zu, so ist die Einziehung 

gemäß Abs. 2 auch zulässig, wenn deren Voraussetzungen nur in der Person eines 
Mitberechtigten vorliegen. 

 
4. Die Einziehung bedarf eines Gesellschafterbeschlusses, der mit Mehrheit der abgege-

benen Stimmen gefasst wird. Dem betroffenen Gesellschafter steht kein Stimmrecht 
zu. Die Einziehung wird durch die Geschäftsführung erklärt. Sie wird wirksam mit Zu-
gang dieser Erklärung bei dem betroffenen Gesellschafter, unabhängig davon, wann 
die Einziehungsvergütung gemäß Abs. 5 entrichtet wird. 

 
5. Der Beschluss zur Einziehung des Geschäftsanteils ist entweder mit einem Beschluss 

zur Neubildung eines Geschäftsanteils zu verbinden oder mit einem Beschluss zur 
Aufstockung der übrigen Geschäftsanteile oder mit einem notariell zu beurkundenden 
Beschluss zur Kapitalherabsetzung, jeweils im Umfang des Nennbetrags des eingezo-
genen Geschäftsanteils. Neu gebildete Geschäftsanteile können der Gesellschaft als 
eigene Geschäftsanteile, Mitgesellschaftern oder Dritten zugewiesen werden. 

 
6. Die Einziehung erfolgt gegen Zahlung einer Vergütung in Höhe des Verkehrswertes 

des Geschäftsanteiles. 
 
 

VII. Dauer der Gesellschaft 
 

§ 16 Dauer 
 
Die Dauer der Gesellschaft ist unbestimmt. 
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VIII. Schlussbestimmungen 
 

§ 17 Schriftform 
 
Alle das Gesellschaftsverhältnis betreffenden Vereinbarungen zwischen Gesellschaftern 
oder zwischen Gesellschaft und Gesellschaftern bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schrift-
form, soweit nicht kraft Gesetzes notarielle Beurkundung vorgeschrieben ist. Das gilt auch 
für einen etwaigen Verzicht auf das Erfordernis der Schriftform. 
 

§ 18 Salvatorische Klausel 
 
Falls einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam sein sollten oder dieser Vertrag 
Lücken enthält, wird dadurch die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt. 
Anstelle der unwirksamen Bestimmung werden die Gesellschafter diejenige wirksame Be-
stimmung vereinbaren, welche dem Sinn und Zweck der unwirksamen Bestimmung ent-
spricht. Im Falle von Lücken werden die Gesellschafter diejenige Bestimmung vereinba-
ren, die dem entspricht, was nach Sinn und Zweck dieses Vertrages vernünftigerweise 
vereinbart worden wäre, hätte man die Angelegenheit von vornherein bedacht. 
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